
gesehen haben, nachdem Hitler z die acht gekommen WäaTl. desverfassungsgericht seiner Urteilsbegründung. „Für
Heute behauptet. jeder zweite Deutsche, eın Wiıderstands- 1nNe freiheitlıch demokratische Staatsordnung ist das Grund-
kämpfer BEWCSCH sSe1in der VO!  - den nationalsozı.alistischen recht der freien Meinungsäußerung schlechthin konstituj:erend,
Greueln nıchts gewußt haben. Empüändungen, W1e s1@e. VOoORnl denn ermöglicht erst die ständıge geistige useinander-
den israelischen Widerstandskämpfern ausgedrüct wurden, SCIZUNg, den Kampf der Meinungen, der ıhr Lebenselement
sınd HAUur 1Nne Zu verständliche Reaktion und verdienen Ehr- ist
furcht und den größten Respekt. Demgegenüber gıbt eın „Das Recht auf freie Meinungsäußerung In Ehren“, hatten
verletztes Prestige. Solange 6S noch Menschen g1bt, die den dagegen die Filmgesellschaften gesagt. „Sind aber eit. Har-
Nationalsoz:alismus erlebt. haben, solange dürfen e1ıne Emp- lans berufliche Interessen un unsere wirtschaftlichen Inter-
hndlichkeiten 1NS Gewicht fallen.“ nıcht ebenfalls eines Schutzes wuürdig?”
„Unsere Schuld“ setizie Professor ohm fort „liegt Das Gericht kam diesem Ergebnis: Niemand könne VO  -
der mangelnden Aktivität der Machtübernahme Hıtlers. uüth verlangen, aAaus Rücssicht. auf Harlan und dıie Filmgesell-
Nachher ließ sich nıchts mehr machen. Es muß festgestellt schaften mıt seiner Meinung hınter dem Berge halten
werden, die Partei, we. die Parole Deutschland OIr- Sonst werde das echt der freijen Meinungsäußerung, das
wache, Juda verrecke!‘ auf ihre Fahnen geschrieben hatte, die alleın dıe öffentliche Diskussion uber Gegenstände VO:  b all-
einzige populäre Macht Deutschland gab Deutsch- gemeiner Bedeutung und ernstem gewährleistet, CMD-
lanı nıchts, sıch miıt der Willensstärke- der National- findlich geschmälert: „Wenn es darum gent, daß sıch 172 ıneTtT
sozjalısten vergleichen konnte Wir aber saßen Hause, für das Gemeinwohl wicht:gen Frage 1ne öffentliche Meı-
jammerten, schimpften, klagten, gıngen nıcht auf diıe traße, NuNnsS bıldet, MUSSeN private und namentlıch wirtschaftlıche

Interessen. einzelner zurücktreten.“nahmen - keinen Saalschlachten teil, unternahmen nichts
Organisatorisches, w äas dem Übel abgeholfen hätte.“ Dıe- Auseinandersetzung das LOMe bacz eit Harlans ber
Protessor Böhm schloß mıt der Feststellung, viele Ju- betrachteten die er al8 eine für das Gemeinwohl wiıichn-
den gab, dıe sıch, zgroße Verdienste Deutschland erworben tiıge Angelegenheit. Wenn Luüuüth befürchtet habe, eın 1e-
hatten. Der Nationalsozialismus machte jedo keine Unter- derauftreten des Filmregisseurs könne VOoOr allem 1m Aus-
schiede und verfolgte alle- Juden. Warum sollten dann Men- land gedeutet werden, als habe sıch 1mM deutschen Kul-
schen, die Von den Nationalsozijalisten verfolgt wurden, heute turleben gegenüber der Zeıt des „Dritten Reiches“ nıchts g-

feine Unterschiede zwıschen Deutschen ma\ „Es ware andert, habe damıt ıne für das deutsche olk sehr
beängstigend“, sagte D Deutsche, wesentliche Frage aufgeworfen. Nıchts- habe dem deutschen
s1e  - Widerstandskämpfer Wärl e1in so. Verhalten. der Ansehen der Welt geschadet, wie die grausame Verfol-
pfer des Nationalsoz:alismus tadeln wollten der Juden durch den Nationalsozialismus. „Es besteht

also e1in entscheidendes Interesse daran, die Welt 5C-
wiß se1in kann, das deutsche Volk habe sıch VO dieser Ge1-Endlich entschıieden steshaltung abgewandt und verurte:le S1e nıcht 1US polit1-

Erich Lüth szegte' SECDEN Veit arlan schen Öpportunitätsgründen, sondern der durch eigene
Umkehr gCWONNCHNECN Einsicht 1n iıhre Verwerflichkeit.

Als der Name des Jud-Süß“-Regisseurs eıt arlan 1950 Aus der grundlegenden Bedeutung der Meinungsäußerungwieder auf eıner bundesrepubliıkanıschen Leinwand erschien, für den freiheıtlich demokratischen Staat folgerten die Karls-
erregte 1Ne heftige Protestwelle dıe deutsche Offentlichkeit. ruher Kıchter, cS nıcht 1m inne der Verfassung liegepDErich Lüth rief un Boykott der NeuenNn. Harlan-Filme auf,
waährend gleichzeitig fast allen deutschen Universitäten kı  Önne, die Keichweite gerade dieses Grundrechts einer Re-

latıvierung nach Ermessen des Gesetzgebers über-Studenten VOr den Lichtspieltheatern ihren. Unmut über das lassen. Die „allgemeinen Gesetze“ zögen 0rma. demWiederauftauchen eit arlans kundtaten vgl Rundbrieft Grundrecht Schranken. Andererseits muüßten aber auch s1eNr. Januar 1951, S. 28.£., Nr. Dezember 1951, b der Bedeutung des (Grundrechts für den freiheitlich de-5. 44 f.) Inzwischen sind. Jahre VEISANCH, In denen
Harlans Kurswert bei der Fı  ustri:e konstant el Seine

mokratıischen Staat ausgelegt werden. Der Schutz des priva-
ten sgutes onNne und musse zurücktreten, wenn sıchRegie iıst heute weniger begehrt. Freilich nucht sehr WECBEN nıcht „Prıvatangelegenheiten handle, sondern Bei-Se1iNer damaligen „Jud-Süß“-Regie als vielmehr WEgCN e1N1- geistigen Meinungskampf. 1Er sprıicht dıe UVer-

BCI eklatanter Mißerfolge des „Meisterregisseurs” einst.
Man würde sıch des Streitfalles kaum noch entsinnen, wenZi

mMuLUung für dıe Zulässigkeit der frezen ede.  »
nıcht die Ereignisse des ahres 1950 jetzt eın  . bemerkenswertes
jJuristisches Nachspiel- gehabt hatten. Der rste Senat des Die Eisele und Zind
Bundesverfassungsgerichtes hob eıne ZTUN|  che che!l- Zur Flucht. des weEZEnNn antısematischer Äußerungendung des andgeri Hamburg. auf, Erich Luth wegen yverurteilten StudienratfsBoykottaufforderung verurteilt hatte. Das Bundesverfas-
sungsgericht ist dabei erstmals Revisjionsinstanz für- eın N Ä.ner bedıent sıch der „Wersen VUon vA  107
ordentliches Gericht das _über die Auslegung
eınes Grundrechts entscheiden: gehabt hatte. Das Ham- der berüchtigte chemalige KZ-Arzt Dr. Eisele, g-
burger el Vo  . mehr als sechs Jahren gefällt, nich: den schon Juni 1954 eine Anzeige gCcnhH mehrhun-
i als umstrıtten, weıl den moralıschen Protest Lü:s dertfächen oOrdes vorgelegen hatte, die ber In den kten

erschwand, und den jetzt eine Untersuchung einge-Harlan Frage stellte, sondern weiıl die verfassungs- leitet werden ollte, unchen- nach Ägypten geflohenmäßig garantıerte Rede- und Meinungsfreiheit jJuristisch e1n- hätte zweiıtellos Grund gCNUß tür die Justiz bestanden, demgeengt hatte, B-  er 1 ang mıiıt dem Geist einer- de-
mokratischen Verfassung stehen chıen. Die n  idung WERCN antisemitischer Außerungen verurteilten Offenburger
des Bundesverfassungsgerichtes deutet. darauf die Studienrat. Zind ıine che unmöglıch Zu machen.

Mit dem Paß e1ines verstorbenen Verwandten entkam berRichter 1n Karlsruhe Gesetze 1n dem Geist angewandt W18sen auch. unter dem Namen elmu Vollmer nach Kairo, ehewollen, aus dem heraus s1e  - geschaffen wurden nach. der Urteilsbestätigung durch die RevisionsinstanzAus ‚Allgemeine Sonntaggzeitung‘‚ Nr. 4, 1958.) se1ne Taije einem Jahr Gefängnis antreien mußte.
ind bekanntlich 1nem Wiırtshausgespräch einem‘’Dazu chreibt 1e€ eıt‘ 13/4 Hamburg, L halb jüdischen Kaufmann gegenüber, die Ausrottung der Ju-„Das Grundrecht der freien Meinungsäußerung ist als uQN- den durch die Nationalsozialisten nıcht LUr verteidıigt und

miıttelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit eines gebilligt, sondern ga bedauert, Man diesen Kaufmann
der vornehmsten Menschenrechte überhaupt“, sagte das Bun- „ VCIKECSSCH habe, ZU vergasen”. Auch andere antısemiıtische
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gesehen haben, nadidem Hitler an die Madtt gekommen war. 
Heute behauptet- jeder zweite Deutsche, ein Widerstands-
kämpferlewesen zu sein oder von den nationalsozialistisdien 
Greueln nidits gewußt zu haben. Empfi.ndungen, wie sie. von 
den israelisdien. Widerstandskämpfern ausgedrückt wurden, 
sind nur eine zu verständlidie Reaktion und verdienen Ehr-
furcht und den größten Respekt. Demgegenüber gibt es kein 
verletztes Prestige. Solange es nodi Mensdten gibt, die den 
Nationalsozialismus erlebt haben, solange dürfen keine Emp-
findlichkeiten ins Gewicht fallen." 
„Unsere Schuld' — setzte Professor Böhm fort — „liegt in 
der mangelnden Aktivität vor der Machtübernahme Hitlers. 
Nadiher ließ sich nidits mehr madien. Es muß festgestellt 
werden, daß die Partei, weldte die Parole ,Deutsdiland, er-
wache, Juda verrecke!' auf ihre Fahnen-geschrieben hatte, die 
einzige populäre Ma.cht in Deutsdiland war. Es gab in Deutsch-
land nichts, was sich mit der Willensstärke- der National-
sozialisten vergleichen komite ... Wir aber saßen zu Hause, 
jammerten, sdiimpften, klagten, gingen nidit auf die Straße, 
nahmen - an keinen Saalsdilachten teil, unternahmen nichts 
Organisatorisches, was dem übel abgeholfen hätte." 
Professor &hm schloS mit der Feststellung-, daß es viele Ju-
den gab, die sidhgroße Verdienste um Deutschland erworben 
hatten. Der Nationalsozialismus madite jedodt keine Unter-
schiede und verfolgte alle-Juden. Warum sollten dann Men-
schen, die von den Nationalsozialisten verfolgt wurden, heute 
so feine Unterschiede zwischen Deutsdien machen? „Es wäre 
beängstig/cid", — sagte er- — wwenn Deutsdie, selbst W CIM 

sie Widerstandskäinpfer waren, ein soldies. Verhalten. der 
Opfer des Nationalsozialismus tadeln wollten ...* 

15/4) Endlich entschieden 
Eridz Lüth siegte. gegen Veit Harlan 

Als der Name des Jud-Süß"-Regisseurs Veit Harlan 1950 
wieder auf einer bundesrepublikanisdien Leinwand erschien, 
erregte eine heftige Protestwelle ciie deutsdie Uffentlidikeit. 
Erich Lzith rief zum Boykott der neuen. Harlan-Fikne auf, 
während gleidtzeitig in fast allen deutsdien Universitäten 
Studenten vor den Lichtspieltheatern. ihren. Unmut über das 
Wiederauftaudten Veit Harlans kundtaten (vgl. Rundbrief 
Nr. 10/11, Januar 1951, S:28.1., Nr. 12/15, Dezember 1951, 
S. 44 f.). Inzwischen sind acht Jahre vergangen, in denen 
Harlans Kurswert bei der Filmindustrie konstant fiel. Seine 
Regie ist heute weniger begehrt. Freilich nidit so sehr wegen 
seiner damaligen „Jud-Süß"-Regie als vielmehr wegen eini-
ger eklatanter Mißerfolge des „Meisterregisseurs' von einst. 
Man würde sich des Streitfalles kaum noch entsinnen, wenn 
nidit die Ereignisse des Jahres 1950 jetzt ein bemerkenswertes 
juristisdies Nächspiel- gehabt hätten. Der Erste Senat des 
gündesverfassungsgeridites hob eine grundsätzliche- Entschei-
dung des Landgerichts Hamburg. auf, das- Erich Lüth wegen 
Boykottaufforderung verurteilt hatte. Das Bundesverfas-
iungsgericht ist dabei 'erstmals als Revisionsinstanz für ein 
ordentliches Geridit aufgetreten, das _über die Auslegung 
eines Grundredits zu entsdieiden: gehabt hatte.,Das Ham-
burger Urteil, vor mehr als sechs Jahren- gefällt, galt nide-
nur als. urnstritte.n, weil es den moralischen Prote,st Lütha ge-
gen Harlan in Frage stellte, sondern weil es die verfassungs-
mäßig garantierte Rede- und Meinungsfreiheit juristisch ein-
geengt hatte, was nicht im Einklang mit dem Geist einer- de-
mokratisdien Verfassung z-u stehen schien. Die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgeridites deutet. darauf hin, daß die 
Richter in Karlsruhe Gesetze in, dem Geist angewandt wissen 
wollen, aus dem heraus sie geschaffeit wurden ... _ 
(Aus: ‚Allgemeine Sonntagszeitung', Nr.4, 26. 1. 1958.) 

. 

Dazu schreibt ,Die Zeit' 13/4 (Hamburg, 23. 1. 1958): 
„Das Grundrecht der freien Meinungsäußerung ist als un- 
mittelbarster Ausdruck der- menschlidien Persönlichkeit eines 
der vornehmsten Mensdienredite überhaupt", sagte das Bun- 

desverfassungsgericht in seiner Urteilsbegründung. „Für 
eine freiheitlidi demokratisdie Staatsordnung ist das Grund-

" recht der freien Meinungsäußerung schlechthin konstituierend, 
denn es ermöglidit erst die ständige geistige Auseinander-
setzung, den Kampf der Meinungen, der ihr Lebenselement 
ist." 
,,Das Recht auf freie Meinungsäußerung in Ehren", hatten 
dagegen die Filmgesellschaften gesagt. „Sind aber Veit. Har-
lans beruflidie Interessen und unsere wirtsdiaftlichen Inter-
essen nicht ebenfalls eines Sdiutzes würdig?" 
Das Geridit kam zu diesem Ergebnis: Niemand könne von 
Lüth verlangen, aus Rüdcsidit auf Harlan und die Filmgesell-
schaften mit seiner Meinung hinter dem. Berge zu halten. 
Sonst werde das Redit der freien Meinungsäußerung, das 
allein die öffentlidie Diskussion. über Gegenstände von all-
gemeiner Bedeutung und ernstem- Gehalt gewährleistet, emp-
findlich gesdtmälert:. „Wenn es darum geht, daß sidz in einer 
für das Genseinwohl wichtigen Frage ein' e öffentlidze Mei-
nung bildet, müssen p-rivate und namentlich wirtschaillidze 
Interessen. einzeln' er zurücktreten." 
Die Auseinandersetzung um. das come back Veit Harlans aber 
betraditeten die Richter als eine für das Gemeinwohl wich-
tige Angelegenheit. Wenn Lüth befürditet habe, ein Wie. 
derauftreten des Filmregisseurs könne — vor allem im Aus-
land — so gedeutet werden, als habe sidi im deutschen Kul-
turleben gegenüber der Zeit des „Dritten Reiches" nichts ge-
ändert, so habe er damit eine für das deutsdie Volk sehr 
wesentliche Frage aufgeworfen. Nidits- habe dem deutsdien 
Ansehen in der Welt so gesdiadet, wie die irausame Verfol-
gung- der Juden durch den Nationalsozialismus. „Es besteht 
also ein entscheidendes Interesse daran, daß die Welt ge-
wiß sein kann, das deutsdie Volk habe sidi von dieser Gei-
-stestialtung abgewandt und verurteile sie nicht aus politi-
schen Opportunitätsgrikden, sondern aus der durdi eigene 
Umkehr gewonnenen Einsicht in ihre Verwerflichkeit. 
Aus der grundlegenden Bedeutung der Meinungsäußerung 
für den freiheitlich demokratisdien Staat folgerten die Karls-
ruher Riditer, daß es nicht im Sinne der Verfassung liegev 
könne, die Reichweite gerade dieses Grundredits einer Re-
lativierung nach dem Ermessen des Gesetzgebers zu über-
lassen. Die „allgemeinen Gesetze" zögen zwar formal dem 
Gru.ndredit Schranken. Andererseits müßten aber audi sie 
aus der Bedeutung des Grundredits für den freiheitlich de-
mokratischen Staat ausgelegt werden. Der Schutz des priva-
ten Rechtsgutes könne und müsse zurücktreten, wenn es sidi 
nicht um, „Privatangelegenheiten" handle, sondern um Bei-
träge im geistigen Meinungskampf. „Hier spricht die Ver-
mutung für die Zulässigkeit der freien Rede.- 

15/5) Die Fälle Eisele und Zind 
Zur Flucht, des. wegen antisemitischer Äußerungen 

verurteilten Studienrats . 
Nasser bedient sich der »ZVeisen von Zion" 

Nadidein der- berüditigte ehemalige KZ-Arzt Dr. Eisele, ge- 
gen den sdion im Juni 1954 eine Anzeige wegen me_hrhun- 
dertfächen Mordes- vorgelegen hatte, die aber in den Akten 
versdtwand, und gegen den jetzt eine Untersudiung einge- 
leitet werden sollte, aus Mündten-nach Ägypten geflohen war, 
hätte zweifellos Grund genug für die Justiz bestanden, dem 
wegen antisemitisdier Äußerungen verurteilten Offenburger 
Studieniat Zind eine ähnliche Flucht unmöglidi zu machen. 
Mit dein Paß eines verstorbenen Verwandten entkam aber 
auch. er unter dem Namen Helmut Vollmer nadi Kairo, ehe 
er nach. der Urteilsbestätigung durch die Revisionsinstanz 
seine Haftstrafe von einem Jahr Gefängnis antreten mußte. 
Zind- hatte bekanntlich in einem Wirtshausgespräch einem. 
halbjüdisch-en Kaufmann gegenüber, die Ausrottung der Ju- 
den durdi die Nationalsozialisten nicht nur verteidigt und 
gebilligt, sondern sogar bedauert, daß man diesen Kaufmann 
„vergessen habe, zu vergasen". Auch andere antisemitische 
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